Ralf Bendrath

mündliche Diplomprüfung 

FB Politische Wissenschaften, FU Berlin

6.1.1999

Vortrag:

Souveränität und Sicherheit

Zum Zusammenhang zweier Grundbegriffe 

im politischen Diskurs der Gegenwart

1. Einleitung

 „Sicherheit“ und „Souveränität“ haben in den letzten Jahren in den verschiedensten Disziplinen große Aufmerksamkeit gefunden, sei es Geschichte, Staatstheorie, Internationale Beziehungen oder Staats- und Völkerrecht. Ihre Entwicklung scheint dabei gegenläufig zu sein: Steigende Bedeutung des einen, nahender Tod des anderen.

Der Sicherheitsbegriff erfreut sich zunehmender Beliebtheit und wurde auf neue Problemfelder ausgeweitet: „Wirtschaftliche Sicherheit“, „ökologische Sicherheit“, „globale Sicherheit“ oder „humane Sicherheit“ sind gängige Vokabeln im politischen Alltagsdiskurs geworden. Auch der Negativbegriff, die Unsicherheit, wurde entsprechend erweitert. 

Ein Beispiel: Die NATO zählt mittlerweile Drogenhandel, Terrorismus, politische Instabilitäten oder religiösen Fundamentalismus zu den Risiken, vor denen die Organisation ihre Mitgliedsstaaten schützen soll. 

„Sicherheit“ als gesellschaftliche Wertidee wird offenbar zunehmend attraktiver. Dies dürfte allgemein mit einer gewissen Zukunftsangst der Risikogesellschaft zusammenhängen. Andererseits drückt es aber auch die Hoffnung aus, daß Problembereiche wie Umweltschutz oder Menschenrechte in den Bereich der „High Politics“ eingang finden.

Souveränität dagegen scheint ein sterbendes Konzept zu sein. Bereits das erste Sonderheft unserer Leib- und Magenzeitschrift, der PVS, erschien 1969 unter dem Titel „Die anachronistische Souveränität“. In Zeiten der Globalisierung, wo transnationale Konzerne die wirtschaftlichen Entwicklungen bestimmen, Umweltprobleme grenzüberschreitende Auswirkungen haben und die Menschenrechte als universelles Ziel gelten, erscheint das Beharren auf einzelstaatlicher Autorität erst recht überholt. 

Wieder ein Beispiel: In der Agenda für den Frieden, die der damalige UN-Generalsekretär Boutros-Ghali 1992 formuliert hat, findet sich der Satz: „Die Zeit der absoluten und exklusiven Souveränität (... ) ist vorbei.“ Dieser Satz, der sich ähnlich in einer Fülle von Aufsätzen und Büchern zum Thema findet, ist häufig in zwei Richtungen gemeint: 

Einerseits als empirische Feststellung sinkender staatlicher Leistungs- und Steuerungsfähigkeit, andererseits als normative Forderung, zur Lösung dieser Defizite einzelstaatliche Kompetenzen an internationale oder supranationale Organisationen zu übertragen. 

Das Ende staatlicher Souveränität wird also nicht nur festgestellt, sondern auch gewünscht.

These:

Ich vermute, daß beide Entwicklungen - Ausweitung des Sicherheitsbegriffs und  Verabschiedung des Souveränitätsbegriffes - nicht nur zufällig gleichzeitig auftreten, sondern daß es einen Zusammenhang zwischen ihnen gibt. Dieser Zusammenhang besteht, so meine erweiterte Vermutung, in einem neuen Verständnis von Staatlichkeit.

2. Aufbau des Vortrages und Vorgehensweise

Um dies zu zeigen, reicht es allerdings nicht aus, wenn ich lediglich die gegenwärtigen Versuche betrachte, Sicherheit und Souveränität neu zu definieren. Seit Nietzsche wissen wir, daß nur etwas, das keine Geschichte hat, definiert werden kann. Im Umkehrschluß wird uns damit die heutige Bedeutung der beiden Begriffe klarer, indem wir einen Umweg in die Geschichte ihrer Definitionsversuche machen. Erst so wird deutlich, was das spezifisch neue an den genannten Begriffsverwendungen ist; erst so können auch Trends herausgearbeitet werden, die wir mit einer bloßen Analyse des heutigen Diskurses nicht erkennen können. 

Mein Vorgehen besteht daher aus folgenden Schritten: 

Zunächst werde ich kurz darstellen, wie „Souveränität“ und „Sicherheit“ zu Beginn ihrer politischen Verwendung verstanden wurden. Dabei wird sich zeigen, daß dies mit einem spezifischen territorialen Konzept von Staatlichkeit verbunden war.  

Anschließend diskutiere ich die gegenwärtigen Verwendungen beider Begriffe. Hier wird im ersten Schritt deutlich, daß die inhaltliche und geografische Entgrenzung des Sicherheitsbegriffes mit einer Erosion, also einer Begrenzung, staatlicher Souveränität verknüpft ist.  Im zweiten Schritt untersuche ich, warum die Idee der Souveränität dennoch so stabil zu sein scheint. 

In einem Ausblick im letzten Teil werde ich versuchen, mögliche zukünftige Entwicklungen abzuschätzen.

3. Der Blick zurück: 

Souveränität als Gründungsakt, Sicherheit als Ziel moderner Politik

Wenn wir uns die Begriffsgeschichte von Souveränität und Sicherheit ansehen, stellen wir fest, daß sie zur gleichen Zeit als politische Konzepte etabliert wurden. Dies war im 17. Jahrhundert, als die mittelatlerliche Ordung Europas zerfiel und sich die modernen Territorialstaaten konsolidierten. 

Grundlegend war die Idee der Souveränität, die zuerst von Jean Bodin im späten 16. Jahrhundert systematisiert wurde und die in den Westfälischen Friedensverträgen 1648 ihre praktische Umsetzung fand. Souveränität bestand von Anfang an aus zwei Komponenten, der inneren und der äußeren Souveränität. 

Die erste ist die Vorstellung, daß es nur eine höchste Autorität in einem politischen Gemeinwesen gibt. Diese Idee war durchaus neu, denn im Mittelalter gab es eine Vielzahl überlappender Autoritätsansprüche: Neben dem Kirchenrecht gab es die Rechtsprechung des Kaisers, die Gesetze der Landesfürsten, daneben noch weitere Rechtsquellen wie Zünfte, freie Städte, Klöster, ja sogar Universitäten, die alle nebeneinander und quer zueinander existierten. 

Im 17. Jahrhundert hatten sich nun die neuen Territorialstaaten soweit konsolidiert, daß ihre Monarchen die Konkurrenz anderer rechtssetzender und rechtssprechender Gewalten niederringen konnten. Die Einheit des Staates, die im Begriff der Souveränität formuliert wurde, diente zur Legitimation dieser neuen zentralstaatlichen Monarchien. Man könnte es frei übersetzen als: „Ich bin der Herr, Dein König. Du sollst keine anderen Gesetze befolgen als meine.“ 

Dieser innerstaatlichen Komponente der Souveränität entsprach notwendig eine zweite: Das gegenseitige Anerkennen dieser Ansprüche durch die internationale Gemeinschaft der Herrscher. Wer jetzt über die Bevölkerung eines anderen politischen Gemeinwesens bestimmen wollte, konnte es nicht mehr durch Berufung auf die gemeinsame Religion oder den gemeinsamen Beruf tun, sondern er mußte die alleinige Herrschaft auf dem Staatsgebiet erlangen. Das neuentstandene internationale System war daher auch lange Zeit ein System der Territorialkriege zwischen Territorialstaaten.

Weil diese spezifische Ordung der politischen und physischen Gewalt mit dem westfälischen Frieden ihren Durchbruch fand, wird das internationale System als System souveräner Staaten auch heute noch das westfälische System genannt.

Das Gemeinsame dieser zwei Souveränitätsbedeutungen, der inneren und der internationalen Souveränität, ist die Idee der territorialen Grenze. Der Begriff der Souveränität zog erstmals eine strikte Grenze zwischen innen und außen der Staaten und ermöglichte damit nach innen ihre Homogenisierung und international ihre Vielfalt. Soziologisch gesprochen ist der Begriff sowohl akteur- als auch strukturbildend. Er bildet die Grundlage für den Akteur Territorialstaat und erzeugt damit die Struktur internationales System.

Auf die Bedeutung dieser territorialen Grenzziehung werde ich später noch zurückkommen.

Sicherheitspolitik als staatliche Aufgabe war eine Folge dieser Entstehung souveräner Herrschaft. 

Sicherheit ist wie Souveränität eine spezifisch moderne Idee. Die Idee der Sicherheit hängt eng mit dem Verschwinden des mittelalterlich-christlichen Heilsversprechens zusammen, als die Menschen entdeckten, daß sie ihre Zukunft selber gestalten können und müssen. Die Unwägbarkeiten des Lebens waren damit kein gottgegebenes Schicksal mehr, sondern konnten durch aktive Planung und eigenes Handeln verändert werden. Macchiavelli, auf den wir ja noch zu sprechen kommen, hat als erster erkannt, daß dies auch für politische Angelegenheiten gilt. Er legte damit den Grundstein für die politische Wissenschaft der Neuzeit. An die Stelle der religiösen Gewißheit der Erlösung im Jenseits trat also das Problem der Sicherheit in einer diesseitigen, innerweltlichen Zukunft. 

Mit dem Begriff der Sicherheit hängen ebenfalls zwei Elemente zusammen: Das zu sichernde Gut und der sichernde Akteur. 

Die Güter, um deren Sicherung es zunächst ging, waren Leben und Besitz der Staatsbürger. Ihr Bestand in der Zukunft erforderte vor allem das Verbot der privaten Anwendung von Gewalt. Ihre Monopolisierung in der Hand des Souveräns war die Bedingung dafür, daß die privaten Angelegenheiten der Bürger ohne Furcht vor Bürgerkriegen, Fehden oder Verbrechen planbar, also sicher wurden.

Mit dem souveränen Territorialstaat war also ein exklusiver Akteur entstanden, der als Adressat für das Verlangen der Bürger nach Sicherheit bereitstand. Damit war die Idee der Sicherheitspolitik geboren. In Thomas Hobbes´ Leviathan fand sie ihren ersten systematischen Audruck und ihre Legitimation. Sicherheitspolitik war also vor allem innere Sicherheitspolitik, die in der Ausübung des souveränen Gewaltmonopols bestand. 

Da es im äußeren Verhältnis der Staaten untereinander keine oberste Gewalt gab, war der Krieg zunächst normales und auch legitimes Mittel der Außenpolitik. Die äußere Sicherheitspolitik eines Staates bestand dementsprechend darin, die im Innern gesicherte Herrschaft gegen Angriffe anderer Staaten zu verteidigen. Auch nach außen war die Basis dieser Sicherheitspolitik die Einheit staatlichen Wollens und Handelns. Dazu mußte unter anderem das private Söldnerwesen eliminiert werden, auf das wir ja auch noch zu sprechen kommen.

Entscheidend für den Zusammenhang zwischen Souveränität und Sicherheit ist dabei, daß durch Kriege zwar die Grenzen von Staaten verändert oder sogar ganze Staaten ausgelöscht wurden, die Idee der Grenze als strukturelle Grundlage des internationalen Systems aber erhalten blieb. Staaten wurden erobert oder verteidigt, aber die Grundlage ihrer Existenz, die Idee der territorialen Souveränität, blieb lange stabil. Und nicht nur das: Sie wurde im Zuge der Entkolonialisierung sogar auf den gesamten Erdball ausgedehnt. 

Ich fasse zusammen: Der Begriff der Souveränität bildet die Grundlage moderner Staatlichkeit. Er bezeichnet im Innern ein Herrschaftsverhältnis und nach außen ein Anerkennungsverhältnis. Seine eigentliche Leistung liegt aber in der Idee der territorialen Begrenzung exklusiver Herrschaftsgebiete. Sicherheit als Ziel dieser modernen Territorialstaaten ist vor allem die Sicherheit im Innern, die Gewährleistung des inneren Friedens. Die äußere Sicherheit meint im Kern das Gleiche, den Schutz der Inneren Sicherheit gegen äußere Angreifer.

4. Gegenwärtige Entwickung

Welche Veränderungen in diesem System sind nun in den gegenwärtigen Diskussionen über Sicherheit und Souveränität zu beobachten? 

4.1. inhaltliche und geografische Ausweitung der staatlichen Sicherheit

Ich beginne hier mit dem Sicherheitsbegriff:

Die einleitend erwähnte Ausweitung des Sicherheitsbegriffes läßt sich in zwei Dimensionen beobachten, der inhaltlichen und damit verbunden der geografischen.

Die inhaltliche Ausweitung des Sicherheitsbegriffes begann bereits Ende des letzten Jahrhunderts, als die Sozialversicherungen in Deutschland eingeführt wurden. Die Formulierung „soziale Sicherheit“ setzte sich dann in den 30er Jahren unseres Jahrhunderts im Zuge des New Deal in den USA durch und wurde mit der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 1948 international anerkannt. Der Hintergrund dieser Entwicklungen war die Ausweitung staatlicher Regelungskompetenzen auf Bereiche jenseits der physischen Sicherheit der Staatsbürger. Die „wirtschaftliche Sicherheit“ als weitere Formulierung dieser neuen Staatsziele konnte im Rahmen der keynsianischen Theorie zunächst noch überwiegend binnenwirtschaftlich erreicht werden.

Nach und nach wurden aber die weltweiten Verflechtungen von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft dichter und intensiver. Vor allem mit der zunehmenden Interdependenz der internationalen Wirtschaftsbeziehungen stieg aber auch das Bewußtsein dafür, daß die wirtschaftliche Sicherheit eines Staates von Entwicklungen und Ereignissen jenseits der Landesgrenzen abhängt. Die Interdependenztheorie der siebziger Jahre brachte dies theoretisch auf den Begriff, die Ölkrise 1973 machte dies auch ganz praktisch sehr klar. Seit der Ölkrise wird daher die Versorgung mit wichtigen Rohstoffen als „vitales Sicherheitsinteresse“ verstanden. 

Der weite Sicherheitsbegriff ist unter anderem in der neuen NATO-Strategie von 1991 übernommen worden und taucht zum Beispiel auch im deutschen Weißbuch von 1994 auf. 

Mit der inhaltlichen Erweiterung des Sicherheitsbegriffes war also seine geografische Entgrenzung verbunden. Die internationale Umwelt eines Staates wird nicht mehr ein System souveräner Staaten wahrgenommen, sondern als ein globales System von wirtschaftlichen Verflechtungen und Abhängigkeiten.

Auch die anderen neuen Sicherheitsrisiken deuten in diese Richtung: Drogenhandel, Terrorismus, religiöser Fundamentalismus, Bevölkerungswachstum, Umweltzerstörung oder die Verwundbarkeit der Informationsinfrastruktur der werden in den einschlägigen Strategiepapieren durchgängig als bedeutende Gefahren der Zukunft genannt. Sie gehen nicht mehr von Staaten aus, sondern sind transnational. 

In der Nationalen Sicherheitsstrategie der USA von 1996 wird dies ganz deutlich. Ich zitiere: „Diese Bedrohungen unserer Sicherheit haben keinen Respekt vor Grenzen, und es ist klar, daß die amerikanische Sicherheit im 21. Jahrhundert davon abhängt, daß wir erfolgreich auf die Kräfte reagieren, die sowohl innerhalb als auch außerhalb unserer Grenzen operieren.“ Auch für Deutschland verschwimmen die Unterschiede zwischen innerer und äußerer Sicherheit: Volker Rühe hat dies als Verteidigungsminister so formuliert: „Jede Destabilisierung im internationalen Umfeld gefährdet die empfindlichen politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen der hochentwickelten Industriestaaten und bedeutet daher auch für uns ein Sicherheitsrisiko (...) Zwischen innerer Stabilität in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft und der Stabilität im internationalen Rahmen besteht ein unauflöslicher Zusammenhang“.

Mit diesem entgrenzten Sicherheitsbegriff ist eine grundlegende Neuerung für die Sicherheitswahrnehmung verbunden: Die Sicherheit eines Staates ist nicht mehr nur durch die Ausübung der inneren Souveränität und ihre Verteidigung an den Landesgrenzen gewährleistet, sondern muß auch außerhalb des eigenen Territoriums hergestellt werden.

Damit, und das ist entscheidend für den Zusammenhang zwischen Sicherheit und Souveränität, geht die Staatsgrenze als Markierung des sicherheitspolitischen Schutzbereiches verloren.

Damit wird auch die Anerkennung der Grenzen anderer Staaten prinzipiell in Frage gestellt. Ausformuliert wurde dies für die wirtschaftliche Sicherheit in den USA bereits 1975 in der Carter-Doktrin nach der erwähnten Ölkrise. Der 1989 von Präsident Bush ausgerufene „Krieg gegen Drogen“ wird ebenfalls sowohl innerstaatlich als auch international, also grenzenlos, geführt. Die Panama-Invasion 1989 folgte dieser Logik, indem die Absetzung von Präsident Noriega mit seiner Anklage als Drogenhändler begründet wurde. Auch in Deutschland verschwimmt die bisher scharfe Trennung der Institutionen innerer und äußerer Sicherheit: Für die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, des Drogenhandels und des Terrorismus ist etwa seit 1994 nicht mehr nur die Polizei zuständig, sondern auch der Auslandsgeheimdienst BND. 

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß staatliche Souveränität und Sicherheit nicht mehr zusammenfallen. Die inhaltliche und geografische Erweiterung des Sicherheitsbegriffes hat zu einer Entgrenzung des staatlichen Gewaltmonopols geführt. International ist die Anerkennung territorialer Grenzen und damit der Souveränität anderer Staaten in ihrer faktischen Bedeutung gesunken. 

4. 2. Das Paradox der geschwächten, aber stabilen Souveränität

Die Idee der Souveränität wird allerdings nicht vollständig in Frage gestellt. Der Akteur dieser entgrenzten Sicherheitspolitik ist immer noch der Staat, der nach innen und außen ein Gewaltmonopol beansprucht. Auch die US-Invasion in Panama führte nicht zur Errichtung eines Protektorates oder gar eines staatsfreien Gebietes, sondern zur Einsetzung einer neuen Regierung. Die internationale Intervention in Somalia 1991 hatte sogar den expliziten Zweck, die Funktionsfähigkeit des Staates wiederherzustellen, also: einen Souverän zu schaffen. 

Die internationale - sprich: zwischenstaatliche - Kooperation wird auch in der erweiterten Sicherheitspolitik nicht aufgegeben. Sicherheitspolitik wird weiterhin auch als gemeinsame Sicherheitspolitik souveräner Staaten praktiziert. Auch die europäische Integration, die ebenfalls sicherheitspolitisch begründet wird, hat die einzelstaatliche Souveränität nicht abgelöst. Das Gewaltmonopol ist noch immer ausschließliche Angelegenheit der Staaten und wird auf absehbare Zeit nicht vergemeinschaftet werden.

Dadurch haben wir eine anscheinend paradoxe Situation: Einerseits nimmt die Souveränität der Staaten durch die entgrenzte Sicherheitspolitik ab, andererseits wird die Existenz von Territorialstaaten als legitime Eigentümer des Gewaltmonopols weiterhin international anerkannt. Die Entstehung neuer Staaten in der ehemaligen Sowjetunion, auf dem Balkan oder demnächst in Palästina zeigt sogar deutlich ihre weiterhin hohe Attraktivität.

Eine Erklärung finden wir, wenn wir auf die Unterscheidung zwischen innerer und äußerer Souveränität zurückgreifen: Die innere Souveränität war die faktische Existenz eines Gewaltmonopols, also ein Herrschaftsverhältnis. Sie wird daher auch als empirische, faktische oder soziologische Souveränität bezeichnet. Die äußere Souveränität dagegen war ein Anerkennungsverhältnis, nämlich die Anerkennung der inneren Souveränität durch andere Staaten. Sie wird daher auch als legale Souveränität bezeichnet.

Mit dieser Unterscheidung ist das Paradox keines mehr, sondern entpuppt sich als Differenz von Begriff und Realität: Während zur Entstehungszeit der modernen Staaten faktische und legale Souveränität einander bedingten, fallen sie jetzt auseinander. 

Ein Staat kann also faktisch seine Souveränität durch inneren Zerfall des Gewaltmonopols oder durch Interventionen von außen verlieren, während er gleichzeitig international immer noch als Staat und damit als Gleicher unter Gleichen gilt. Für dieses Phänomen der sogenannten „schwachen Staaten“ hat Robert Jackson den Begriff der „Quasi-Souveränität“ geprägt. Ein deutliches Beispiel war die internationale Weiterexistenz des Staates Kuwait während der irakischen Besatzung 1991. Die kuwaitischen Botschafter waren auf dem diplomatischen Parkett aktiv und anerkannt, ja der Staat konnte trotz des völligen Verlustes der inneren Souveränität sogar noch seine riesigen Kapitalgeschäfte weiterführen.

Der Begriff der Souveränität verliert also seine enge Bindung an die faktische innerstaatliche Herrschaft. Damit ist er jedoch nicht tot, wie viele Beobachter meinen. Sein Weiterleben ergibt sich aus der symbolischen Reproduktion im internationalen System. Cynthia Weber hat dies die „Simulation von Souveränität“ genannt. 

5. Ausblick 

Die Erfahrung lehrt, daß ein Auseinanderfallen von Begriff und Wirklichkeit in der Regel nicht stabil bleibt. Damit bestehen für die weitere Entwicklung zwei Möglichkeiten: Die Anpassung der Realität an den Begriff oder die Veränderung des Begriffes.

Die Anpassung der Realität an den Begriff der Souveränität würde eine neue Begrenzung der Sicherheitspolitik erfordern. Damit verbunden wäre eine Reduzierung des Sicherheitsbegriffes auf die klassischen Aufgaben der inneren Sicherheit und der Landesverteidigung. Entsprechende politische Forderungen finden sich einerseits in der isolationistischen Strömung in den USA oder in rechten Parteien hierzulande, aber auch in Teilen der kritischen Friedensforschung. Angesichts der realen Globalisierung von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft und der steigenden Attraktivität des weiten Sicherheitsbegriffes erscheint dieser Weg allerdings wenig erfolgversprechend.

Als andere Möglichkeit bleibt damit, die Idee der Souveränität auch als legale Norm aufzugeben. Wenn wir nochmals den zu Anfang zitierten Satz aus der Agenda für den Frieden nachlesen, wird diese Tendenz bereits deutlich: Boutros-Ghali schrieb „Die Zeit der absoluten und exklusiven Souveränität ist vorbei“. Staatliche Souveränität wird in diesem Kontext also nur noch eingeschränkt als legitim und damit völkerrechtlich legal anerkannt. 

Der Vorgänger von Boutros-Ghali hat dies bereits 1991 formuliert: Staatliche Souveränität müsse angepaßt werden , so Perez de Cuéllar, „an den Wandel der öffentlichen Meinung hin zu der Überzeugung, daß die Verteidigung der Unterdrückten im Namen der Moral vorrang haben sollte vor Grenzen und Rechtsdokumenten.“ In diese Richtung weisen die neuen, vor allem im Umfeld der Vereinten Nationen und nichtstaatlicher Organisationen geprägten Begriffe „humane Sicherheit“ oder „globale Sicherheit“. 

Dieser Trend scheint zukunftsträchtiger. Die Souveränität eines Staates wird zunehmend international nur noch anerkannt, wenn er seine Politik an Demokratie, Menschenrechten oder Marktfreiheit ausrichtet. Auch die amerikanische Strategie des „Enlargement“, die unter Clinton die Doktrin der Eindämmung abgelöst hat, zielt auf die internationale Ausbreitung der Demokratie. Ihre praktische Umsetzung fand sie in der Haiti-Intervention 1994 zur Wiedereinsetzung des gewählten Präsidenten Aristide - nach alten Begriffen eine Verletzung der Souveränität Haitis.

„Souveränität“ wird also von einem absoluten Begriff zu einem konditionalen. Die Grenzen von Staaten werden nur noch dann als unverletzlich angesehen, wenn ihre inneren Verhältnisse dem weiten Sicherheitsbegriff entsprechen.

Zusammenfassend kann ich damit festhalten: 

Der Sicherheitsbegriff, der auf der Grundlage absoluter staatlicher Souveränität entstanden ist, führt also heute zu ihrer Relativierung.

